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(In Anwendung von Titel V des Vertrages iiber die Europdische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAMER STANDPUNKT DES RATES
vom 20. Juli 2000

zur zeitlich begrenzten Aussetzung von Artikel 4 des Gemeinsamen Standpunktes 1999/318/GASP
betreffend zusitzliche restriktive Manahmen gegen die Bundesrepublik Jugoslawien und zur
Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2000/176/GASP

(2000/454/GASP)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Europiische Union, insbesondere auf Artikel 15,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Der Rat hat in seinem Gemeinsamen Standpunkt 2000/176/GASP (') beschlossen, Artikel 4 des
Gemeinsamen Standpunkts 1999/318/GASP (%) fiir einen Zeitraum von sechs Monaten auszusetzen.

(2)  In seinen Schlufifolgerungen vom 10. Juli 2000 ist der Rat im Rahmen seiner Unterstiitzung fiir die
Biirgergesellschaft tibereingekommen, die Aussetzung des Flugverbots bis zum 31. Marz 2001 zu
verldngern.

(3)  Folglich sollte die Aussetzung von Artikel 4 des Gemeinsamen Standpunkts 1999/318/GASP verlin-
gert und der Gemeinsame Standpunkt 2000/176/GASP aufgehoben werden.

4) Eine Aktion auf Gemeinschaftsebene ist erforderlich, um die Maflnahmen, die sich aus dieser
Aussetzung ergeben, in vollem Umfang durchzufithren —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1
Artikel 4 des Gemeinsamen Standpunktes 1999/318/GASP wird bis zum 31. Marz 2001 ausgesetzt.

Artikel 2

Die Aussetzung nach Artikel 1 wird fortlaufend tiberpriift.

Artikel 3
Der Gemeinsame Standpunkt 2000/176/GASP wird aufgehoben.

Artikel 4

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Artikel 5

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt verdffentlicht.

Geschehen zu Briissel am 20. Juli 2000.

Im Namen des Rates
Der Prisident
F. PARLY

() ABL L 56 vom 1.3.2000, S. 1.
%) ABL L 123 vom 13.5.1999, S. 1.

—
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GEMEINSAMER STANDPUNKT DES RATES
vom 20. Juli 2000
betreffend ein Einfuhrverbot fiir Rohdiamanten aus Sierra Leone

(2000/455/GASP)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 15,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 5. Juli 2000 die Resolution 1306 (2000) ange-
nommen, der zufolge die direkte oder indirekte Einfuhr aller Rohdiamanten aus Sierra Leone fiir
einen Anfangszeitraum von 18 Monaten verboten wird. Hiervon ausgenommen ist die Einfuhr von
Rohdiamanten, deren Ursprung von der Regierung Sierra Leones zertifiziert wurde.

(2)  Die Gemeinschaft muf titig werden, um die nachstehend genannten MaRnahmen umzusetzen —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1

Die direkte oder indirekte Einfuhr aller Rohdiamanten aus Sierra Leone in die Gemeinschaft unter den in
der UNSCR 1306 (2000) genannten Bedingungen wird verboten.

Artikel 2

Die von der Regierung Sierra Leones durch die Herkunftszeugnisregelung im Sinne von Absatz 5 der
Resolution 1306 (2000) kontrollierten Rohdiamanten werden von den mit Artikel 1 verhingten
Mafinahmen ausgenommen.

Artikel 3

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird bei Bedarf tiberpriift.

Artikel 4
Dieser Gemeinsame Standpunkt gilt ab dem Zeitpunkt seiner Annahme.

Er gilt bis zum 5. Januar 2000.

Artikel 5

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt verdffentlicht.

Geschehen zu Briissel am 20. Juli 2000.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
F. PARLY
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GEMEINSAME AKTION DES RATES
vom 20. Juli 2000

betreffend einen Beitrag der Europdischen Union zur Stirkung der Fihigkeit der georgischen
Behorden, die OSZE-Beobachtermission an der Grenze der Republik Georgien mit der Tschetsche-
nischen Republik der Russischen Foderation zu unterstiitzen und zu schiitzen

(2000/456/GASP)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europdische Union, insbeson-
dere auf Artikel 14,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Der Europiische Rat hat auf seiner Tagung in Helsinki
tiefe Besorgnis iiber die Bedrohung, die der fortdauernde
Konflikt in Tschetschenien fiir die Stabilitdt der Kauka-
susregion darstellt, und iiber die Moglichkeit eines Uber-
greifens der Kampfhandlungen in Tschetschenien auf
Georgien und die damit verbundenen Auswirkungen auf
die territoriale Integritit dieses Landes gedufert.

(20 Am 10. April 2000 ersuchte der georgische Prisident
Schewardnadse die Européische Union um einen Beitrag
zu den Bemithungen Georgiens, seine Grenzen und die
Nachbarregionen zu schiitzen und den Schutz vor der
terroristischen Bedrohung, die sich insbesondere gegen
die OSZE-Beobachtermission an der georgischen Grenze
mit der Tschetschenischen Republik der Russischen
Foderation richtet, zu verbessern.

(3)  Die OSZE-Beobachtermission trigt zur Stabilitdt in der
Region bei, indem sie detaillierte Informationen iiber den
Verkehr und die Ereignisse im Grenzgebiet liefert, damit
moglichen Spannungen entgegengewirkt werden kann.

(4 Vom 17. bis zum 22. Juni 2000 unternahm General Sir
Garry Johnson als Vertreter des Vorsitzes der Europi-
ischen Union eine Lagebewertung vor Ort und gelangte
zu dem Schluff, daf die georgischen Grenzschutz-
truppen auf jeden Fall besser ausgeriistet werden
miissen, damit sie ihre Aufgaben, insbesondere den
Schutz der OSZE-Beobachtermission, tatséchlich erfiillen
konnen.

(5)  Die Gemeinsame Aktion mufl schnellstmoglich durchge-
fithrt werden.

(6)  Die Kommission hat sich damit einverstanden erklirt,
daf$ ihr bestimmte Aufgaben, die fiir die Durchfithrung
dieser Gemeinsamen Aktion notwendig sind, iibertragen
werden —

HAT FOLGENDE GEMEINSAME AKTION ANGENOMMEN:

Artikel 1

(1)  Die Europdische Union leistet Unterstiitzung zur Stir-
kung der Fahigkeit der georgischen Behorden, mit ihren Grenz-
schutztruppen die OSZE-Beobachtermission an der Grenze
Georgiens mit der Tschetschenischen Republik der Russischen
Foderation zu unterstiitzen und zu schiitzen.

(2) Zu diesem Zweck liefert die Europiische Union der
Regierung Georgiens bis zum 15. September 2000 Hilfe in
Form von Ausriistung, die bis zum 30. September 2000 an den
Grenzposten von Schatili befordert wird.

Artikel 2

(1) Der Rat beauftragt die Kommission mit der Durchfiih-
rung dieser Gemeinsamen Aktion im Hinblick auf die Errei-
chung des in Artikel 1 Absatz 2 genannten Ziels.

(2)  Die Kommission iiberwacht und evaluiert die effektive
Lieferung der Ausriistung an die georgischen Grenzschutz-
truppen, ihre weitere Verwendung und die erfolgreiche Durch-
fihrung dieser Gemeinsamen Aktion.

(3) Die Kommission erstattet dem Rat im Auftrag des
Vorsitzes, der vom Generalsekretir des Rates und Hohen
Vertreter der GASP unterstiitzt wird, Bericht.

(4) Bei der Ausfihrung ihrer Titigkeiten arbeitet die
Kommission gegebenenfalls mit den Missionen der Mitglied-
staaten an Ort und Stelle zusammen.

Artikel 3

(1)  Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag fir
die in Artikel 1 genannten Aufgaben belduft sich auf 1 Million
Euro.

(2) Die mit dem Betrag nach Absatz 1 finanzierten
Ausgaben werden gemifl den fur den Haushaltsbereich
geltenden Verfahren und Regeln der Gemeinschaft verwaltet.

Artikel 4

(1)  Diese Gemeinsame Aktion tritt am Tag ihrer Annahme
in Kraft. Sie gilt bis zum 31. Dezember 2000.

(2)  Diese Gemeinsame Aktion wird bis zum 30. September
2000 iberprift, um sicherzustellen, daff der in Artikel 1
Absatz 2 festgelegte Zeitplan eingehalten wird.

Artikel 5

Diese Gemeinsame Aktion wird im Amtsblatt veroffentlicht.

Geschehen zu Briissel am 20. Juli 2000.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
F. PARLY
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BESCHLUSS DES RATES
vom 20. Juli 2000
zur Durchfithrung des Gemeinsamen Standpunkts 1999/691/GASP betreffend die Unterstiitzung
fiir die demokratischen Krifte in der Bundesrepublik Jugoslawien
(2000/457|GASP)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — (4)  Die Gemeinschaft mufl anschliefend titig werden, um

die in diesem Beschluf genannte Mafnahme umzu-
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Europdische Union, insbeson- setzen —
dere auf Artikel 23 Absatz 2,
gestiitzt auf den Gemeinsamen Standunkt 1999/691/GASP des BESCHLIESST:

Rates vom 22. Oktober 1999 betreffend die Unterstiitzung fiir
die demokratischen Krifte in der Bundesrepublik Jugosla-
wien ('), insbesondere auf dessen Artikel 1,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Gemaf Artikel 1 des Gemeinsamen Standpunkts 1999/
691/GASP hat sich die Europiische Union dafiir einge-
setzt, alle Krifte in der Bundesrepublik Jugoslawien aktiv
zu unterstiitzen, die sich nachweislich uneingeschrankt
zu demokratischen Werten bekennen; in diesem Zusam-
menhang hat der Rat den Beschlufl 2000/82/GASP (?)
angenommen, mit dem jener Gemeinsame Standpunkt
in bezug auf die Initiative ,Energie fiir Demokratie”
durchgefihrt wird.

(2)  Bestimmte demokratische serbische Gemeinden sollten
durch die Lieferung von Asphalt unterstiitzt werden.
Diese Lieferungen erfolgen im Rahmen der Initiative
,Energie fiir Demokratie“. Da Asphalt ein Erdolerzeugnis
ist, dient seine Lieferung demselben politischen Ziel wie
die genannte Initiative und die Begiinstigten sind nach
denselben Kriterien auszuwihlen.

(3)  Es ist daher zu beschlieflen, auf welche Gemeinden die
genannte Initiative erstreckt wird.

() ABL L 273 vom 23.10.1999, S. 1.
() ABL L 26 vom 2.2.2000, S. 1.

Artikel 1

Im Rahmen der in Artikel 1 des Gemeinsamen Standpunkts
1999/961/GASP vorgesehenen Unterstiitzung fiur die Demo-
kratisierung in der Bundesrepublik Jugoslawien werden die
Lieferung, der Verkauf oder die Ausfuhr von Erd6l und Erdéler-
zeugnissen nach folgenden serbischen Gemeinden genehmigt:
Cacak, Pancevo, Uzice, Kikinda, Arilje, Pozega, Presevo und
Sabac.

Artikel 2

Dieser Beschluf wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Artikel 3

Dieser Beschluf wird im Amtsblatt veroffentlicht.

Geschehen zu Briissel am 20. Juli 2000.

Im Namen des Rates
Die Prisidentin
F. PARLY
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GEMEINSAME STRATEGIE DES EUROPAISCHEN RATES
vom 19. Juni 2000
fiir den Mittelmeerraum

(2000/458/GASP)

DER EUROPAISCHE RAT —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europiische Union, insbeson-
dere auf Artikel 13 Absatz 2 —

HAT FOLGENDE GEMEINSAME STRATEGIE BESCHLOSSEN:

TEIL 1

VISION DER EU FUR DEN MITTELMEERRAUM

1. Der Mittelmeerraum ist fiir die EU von strategischer Bedeu-

tung. Eine prosperierende, demokratische, stabile und
sichere Region mit einer offenen Einstellung gegeniiber
Europa entspricht voll und ganz den Interessen der EU und
Europas insgesamt.

. Der Mittelmeerraum sieht sich noch immer mit politi-
schen, wirtschaftlichen, justitiellen, o6kologischen und
sozialen Herausforderungen konfrontiert. Zur Bewiltigung
dieser komplexen und unterschiedlichen Herausforde-
rungen ist es erforderlich, daf§ die EU und die Mittelmeer-
partner auf der Grundlage einer gemeinsamen Vision, mit
entsprechendem  Feingefithl und unter gegenseitiger
Achtung zusammenarbeiten.

. Die Mittelmeerpolitik der EU orientiert sich am Prinzip der
Partnerschaft im Sinne einer Partnerschaft, die von beiden
Seiten aktiv unterstiitzt werden sollte. Die EU wird mit
ihren Mittelmeerpartnern mit folgender Zielsetzung
zusammenarbeiten: Entwicklung gutnachbarlicher Bezie-
hungen; Forderung des Wohlstands; Beseitigung der
Armut; Forderung und Schutz aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten, der Demokratie, der verantwortungs-
vollen Staatsfithrung und der Rechtsstaatlichkeit; Forde-
rung kultureller und religiéser Toleranz, sowie Ausbau der
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, einschlieflich
der Nichtregierungsorganisationen. Dies wird geschehen
durch Unterstiitzung der Bemithungen der Mittelmeer-
partner um Erreichung der Ziele der Europa-Mittelmeer-
Partnerschaft, durch Nutzung der bilateralen Beziehungen
der EU zur Verfolgung dieser Ziele und durch Leistung
eines Beitrags zur Schaffung eines friedlichen Umfelds im
Nahen Osten.

. Grundlage fur diese Gemeinsame Strategie sind die mit der
Erkldrung von Barcelona geschaffene Europa-Mittelmeer-
Partnerschaft und der daraus in der Folge entwickelte
Besitzstand, die Erklarung von Berlin, sowie die von der
Europiischen Union schon seit langem verfolgte Politik fuir
den Mittelmeerraum mit ihren bilateralen und regionalen
Komponenten.

. Die EU ist der Uberzeugung, daf§ der erfolgreiche Abschluf
des Nahost-Friedensprozesses in seinen simtlichen Berei-
chen sowie die Beilegung sonstiger Konflikte in der Region
wichtige Voraussetzungen fiir Frieden und Stabilitit im
Mittelmeerraum bilden. Aufgrund ihrer Interessen in der

Region und ihrer schon seit langem bestehenden engen
Beziehungen zu den Lindern der Region ist die Union
bestrebt, bei der Schaffung von Stabilitit und der Entwick-
lung im Nahen Osten voll und ganz mitzuwirken. Die im
Rahmen des Barcelona-Prozesses bereits eingeleitete
Zusammenarbeit ist ein wesentlicher Faktor fiir die Schaf-
fung der Grundlagen fur die Zeit nach einem Friedens-
schlufl. Die Union wird daher die Anstrengungen unter-
stiitzen, die die Parteien im Hinblick auf die Durchfithrung
der Friedensabkommen unternehmen. In dieser Hinsicht
diirfte die Verabschiedung der Charta fiir Frieden und
Stabilitdt in der Europa-Mittelmeer-Region, die als Ziel der
Verabschiedung der vorliegenden Gemeinsamen Strategie
vorgelagert ist, von ausschlaggebender Bedeutung fiir die
Zeit nach dem Abschluff des Friedensprozesses im Mittel-
meerraum  sein.

. Unter Beriicksichtigung der lebenswichtigen Bedeutung des

Mittelmeerraums fur die EU und im Hinblick auf einen
weiteren Ausbau ihrer Mittelmeerdimension beschliefit der
Europdische Rat diese Gemeinsame Strategie. Sie erstreckt
sich auf den gesamten Bereich der Beziehungen der EU zu
ihren samtlichen Partnern im Rahmen des Barcelona-
Prozesses und zu Libyen. Sie schliefit jedoch nicht die
bilateralen Beziehungen der EU zu den Mittelmeerldndern
ein, die die EU-Mitgliedschaft beantragt haben, da diese
Beziehungen durch den Beitrittsprozefs erfafit werden.
Wihrend die Europdische Union ihre bisherige Rolle im
Rahmen des Nahost-Friedensprozesses entsprechend ihrem
Besitzstand, einschlieRlich der Erklirung von Berlin, auch
weitethin voll wahrzunehmen gedenkt, erfalt diese
Gemeinsame Strategie den Beitrag der EU zur Konsolidie-
rung des Friedens im Nahen Osten von dem Zeitpunkt an,
zu dem eine umfassende Friedensregelung erreicht ist.

TEIL 11

ZIELE

. Die Europiische Union verfolgt mit ihrer Politik fir den

Mittelmeerraum folgende Ziele:

— Erzielung nennenswerter, mefSbarer Fortschritte bei der
Verwirklichung der Ziele der Barcelona-Erklirung und
des darauf beruhenden Besitzstandes, d.h. im
einzelnen

— Schaffung eines gemeinsamen Raums des Friedens
und der Stabilitit durch politische und sicherheits-
politische Partnerschaft,

— Schaffung eines Raums gemeinsamen Wohlstands
durch wirtschaftliche und finanzielle Partnerschaft,

— Entwicklung einer Partnerschaft im sozialen, kultu-
rellen und zwischenmenschlichen Bereich: Entwick-
lung der Humanressourcen und Forderung der
Verstandigung zwischen den Kulturen und des
Austausches zwischen den Zivilgesellschaften;
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10.

— Forderung der zentralen Werte, fur die die EU und ihre
Mitgliedstaaten ~ eintreten —  einschlieflich  der
Menschenrechte, der Demokratie, der verantwortungs-
vollen Staatsfithrung, der Transparenz und der Rechts-
staatlichkeit;

— Ermutigung und Unterstiitzung der Mittelmeerpartner
beim Prozef der Einfithrung des Freihandels sowohl
mit der EU als auch untereinander unter den in der
Erklirung von Barcelona genannten Bedingungen, bei
der wirtschaftlichen Umstellung und bei der Schaffung
von Anreizen fiir eine verstirkte Investitionstatigkeit in
der Region;

— Stiarkung der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz
und Inneres entsprechend den vom Europaischen Rat
in Tampere gegebenen Hinweisen;

— Fortsetzung des Dialogs zwischen den Kulturen und
Zivilisationen als Mittel der Bekdmpfung von Intole-
ranz, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit.

. Was die Sicherheitsfragen anbelangt, so beabsichtigt die

EU, die in der Entwicklung begriffene gemeinsame europi-
ische Sicherheits- und Verteidigungspolitik fiir die Priifung
der Frage zu nutzen, wie die kooperative Sicherheit in der
Region gemeinsam mit den Mittelmeerpartnern stirker
ausgebaut werden kann.

. Die Union hat auch bisher schon bei den Bemithungen um

einen gerechten, umfassenden und dauerhaften Frieden
sowie um Stabilitdt und Entwicklung im Nahen Osten eine
aktive Rolle gespielt. Die Union ist der Auffassung, daf die
im Rahmen des Barcelona-Prozesses bereits aufgenom-
mene Zusammenarbeit einen wesentlichen Faktor fur die
Schaffung der Grundlagen fiir die Zeit nach einem Frie-
densschluf darstellt. Im Rahmen der vorliegenden Gemein-
samen Strategie setzt die Union unter Beriicksichtigung
von deren Nummer 6 sich selbst folgende Ziele:

— Forderung der Schaffung von Bedingungen, die den
Parteien die Durchfithrung der untereinander geschlos-
senen Abkommen erleichtern;

— Entwicklung der Grundlagen fir normale gutnachbar-
liche Beziehungen und Ermutigung der Parteien zur
Aufnahme einer regionalen Zusammenarbeit;

— Beitrag zur Konsolidierung des Friedens in der Region,
einschliefSlich wirtschaftlicher Integration und gegensei-
tiger Verstindigung unter den Zivilgesellschaften.

Zur Steigerung der Effizienz und der Wirkungskraft sowie
zur Verbesserung des Erscheinungsbildes von Mafnahmen
und Initiativen der EU in der Region werden die folgenden
allgemeinen Ziele verfolgt:

— Verbesserung der Koordinierung, Kohirenz und
Komplementaritit sowie Sicherstellung des Zusammen-
wirkens der verschiedenen bereits bestehenden regio-
nalen und subregionalen Aktivititen, Instrumente und
Interventionen der EU und ihrer Mitgliedstaaten;

— Sicherstellung der Komplementaritit im Verhltnis
zwischen der EU-Mittelmeerpolitik und der EU-Politik
gegeniiber anderen Partnern.

11.

12.

13.

TEIL 1II

AKTIONSBEREICHE UND SPEZIFISCHE INITIATIVEN

Die EU wird gemeinsam mit ihren Mittelmeerpartnern eine
umfassende ~ Uberpriifung  des  Barcelona-Prozesses
vornehmen, um diesem Prozefl neue Impulse zu geben
und ihn mafnahmen- und ergebnisorientierter zu
gestalten.

Die Europiische Union wird sich um Verwirklichung der
nachstehend dargelegten spezifischen Initiativen bemiihen,
unbeschadet der Moglichkeit, noch weitere Initiativen
vorzuschlagen; gegebenenfalls kann bei diesen Initiativen
den Situationen und spezifischen Bediirfnissen der
einzelnen Linder, Regionen oder Teilregionen Rechnung
getragen werden.

Politische und sicherheitspolitische Fragen

Die EU wird den politischen und sicherheitspolitischen
Dialog mit ihren Mittelmeerpartnern auf allen Ebenen
verstarken: auf bilateraler Ebene mit den einzelnen Mittel-
meerpartnern, im Rahmen des Barcelona-Prozesses,
einschliefllich der Charta fiir Frieden und Stabilitit in der
Europa-Mittelmeer-Region nach deren Inkrafttreten, und in
anderen multilateralen Zusammenhingen, jeweils mit
folgender Zielsetzung:

— Ermittlung gemeinsamer Grundlagen in Sicherheits-
fragen mit dem Ziel der Schaffung eines gemeinsamen
Raumes des Friedens und der Stabilitdt;

— Entwicklung  partnerschaftsbildender ~ Mafnahmen,
insbesondere durch Forderung regelmifiger Konsulta-
tionen und eines regelmifigen Informationsaustau-
sches mit den Mittelmeerpartnern;

— rechtzeitige, angemessene Unterrichtung ber Initia-
tiven, die fiir andere Mittelmeerpartner von Belang sein
konnten;

— Verstarkung der Zusammenarbeit in bezug auf globale
Sicherheitsherausforderungen wie Terrorismus, organi-
sierte Kriminalitdt und Drogenhandel;

— Zusammenarbeit in bezug auf mogliche Regelungen
fur  Konfliktverhiitung, — Krisenmanagement  und
Konfliktnachsorge, einschlieBlich der Ermutigung zur
friedlichen Beilegung von Konflikten und Streitigkeiten,
auch mit gerichtlichen Mitteln;

— Sondierung der Moglichkeiten fiir die Regelung von
Problemen im Zusammenhang mit Antipersonenminen
im Mittelmeerraum durch Zusammenarbeit bei diesbe-
ziiglichen Mafnahmen, einschlieflich der Minenriu-
mung, der Schirfung des Bewuftseins fiirr das Minen-
problem und der Unterstiitzung fiir die Opfer, um die
Ziele des Ottawa-Ubereinkommens zu férdern;

— Forderung der Unterzeichnung und Ratifizierung simt-
licher Nichtverbreitungsiibereinkommen durch die
Mittelmeerpartner, einschlieBlich NVV, CWC, BWU
und CTBT;

— Bemithungen um Entwicklung des Nahen Ostens zu
einer Zone, die von Massenzerstorungswaffen,
atomaren, chemischen und biologischen Waffen und
ihren Abschuflsystemen frei ist und einer gegenseitigen
tatsichlichen Uberpriifung offensteht.
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14.

15.

Die EU wird in diesem Zusammenhang jeder weiteren
Entwicklung der Gemeinsamen Europdischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik Rechnung tragen.

Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit

Im Rahmen des Barcelona-Prozesses sowie ihrer bilateralen
Beziehungen zu einzelnen Mittelmeerpartnern wird die EU

— sich aktiv fir folgendes einsetzen: Stirkung der demo-
kratischen Institutionen und der Rechtsstaatlichkeit,
insbesondere durch politischen Dialog und Unterstiit-
zung fiir die Reform des Gerichtswesens, Aufbau von
Institutionen und Forderung der Meinungsfreiheit,
insbesondere durch Stirkung der unabhingigen
Medien;

— Bemithungen um die Forderung einer verantwortungs-
vollen Staatsfithrung unterstiitzen und dazu ermutigen;

— die Bedeutung der Forderung und des Schutzes der
Menschenrechte und der Grundfreiheiten fir alle
hervorheben, auch im Wege der Unterstiitzung fiir
staatliche und nichtstaatliche Akteure in der Region,
durch Ausbildung, Uberwachung, Verteidigung und
BewufStseinsbildung in Menschenrechtsfragen;

— im Zusammenhang mit der Charta der Vereinten
Nationen und der Allgemeinen Erklirung der
Menschenrechte zum Beitritt zu internationalen
Menschenrechtsiibereinkiinften — einschlieRllich der
umfassenden Verwirklichung biirgerlicher, kultureller,
wirtschaftlicher, politischer und sozialer Rechte ohne
Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache
oder der Religion — auffordern;

— Mafnahmen ergreifen, um alle Mittelmeerpartner zur
Abschaffung der Todesstrafe im Einklang mit den
vereinbarten EU-Leitlinien zu bewegen.

Frieden im Nahen Osten

Die EU wird unter Beriicksichtigung der Ziffer 6 dieser
Gemeinsamen Strategie

— fur die Hauptbeteiligten des Friedensprozesses ihre
Sachkenntnis bereitstellen, ihre Vorstellungen darlegen
und ihre guten Dienste und sonstige Unterstiitzung
anbieten, um den Abschluf von Friedensabkommen zu
erleichtern und bei der Vorbereitung der Zeit nach dem
Abschluf des Friedensprozesses im Nahen Osten
behilflich zu sein;

— sich aktiv fur Fortschritte bei den multilateralen
Verhandlungen des Friedensprozesses einsetzen und
dabei auch Synergieeffekte im Zusammenhang mit
dem Barcelona-Prozef§ nutzen. In bezug auf Kernfragen
wie Wasser und Fliichtlinge wird die EU auf Wunsch
jederzeit sachkundigen Rat bieten;

— im Rahmen einer umfassenden Regelung auf Wunsch
der Hauptbeteiligten die Beteiligung von Mitglied-
staaten an der Umsetzung von Sicherheitsvereinba-
rungen an Ort und Stelle in Betracht ziehen;

— sich an dem internationalen Engagement beteiligen, das
zur Verwirklichung und Konsolidierung des Friedens
im Nahen Osten benoétigt wird, insbesondere durch
Unterstiitzung der regionalen wirtschaftlichen Zusam-

menarbeit und Integration und der Ausweitung der
Handelsstrome;

— nach Verabschiedung und Inkrafttreten der Charta fiir

Frieden und Stabilitdt in der Europa-Mittelmeer-Region
durch ihre Beitrdge zur Umsetzung dieser Charta auf
die Stirkung der Stabilitit im Nahen Osten im Wege
der kooperativen Sicherheit hinwirken.

Wirtschafts- und Finanzfragen

16. Die EU wird

— aktiv zur Umsetzung der Europa-Mittelmeer-Assoziie-

rungsabkommen beitragen, insbesondere durch weitere
Forderung der schrittweisen Handelsliberalisierung in
allen fiir die Partner wichtigen Bereichen gemifd der
Barcelona-Erklarung;

alle Anstrengungen unternehmen, um den Abschlufl
und die Umsetzung der restlichen Assoziierungsab-
kommen zu beschleunigen;

Mafinahmen unterstiitzen, die die Region fir Anleger
attraktiver gestalten, insbesondere durch die Schaffung
eines groferen Marktes, der zu einer Angleichung der
Politiken in bezug auf den EU-Binnenmarkt Anstof3
gibt, eine Verbesserung von Rahmenregelungen
bewirkt, eine faire und gerechte Behandlung der
Anleger gewiahrleistet und in der Region bestehende
Anlagemoglichkeiten in der EU besser zur Geltung
bringt;

die subregionale Zusammenarbeit, wie innerhalb der
Arabischen Maghreb-Union, in einem zu umfassen-
derer regionaler Zusammenarbeit fihrenden Rahmen
fordern und unterstiitzen;

Bemithungen der Mittelmeerpartner um den Ausbau
des Handels zwischen den Siidlindern, insbesondere im
Wege von Handelsabkommen zwischen diesen
Lindern, férdern und unterstiitzen;

die Mittelmeerpartner bei der Entwicklung ihrer Fihig-
keiten zur Formulierung einer angemessenen Handels-
politik und zur aktiven Teilnahme an Handelsverhand-
lungen unterstiitzen, insbesondere im Hinblick auf die
Entwicklung der Europa-Mittelmeer-Freihandelszone
und kiinftige Verhandlungen im WTO-Rahmen;

die Liberalisierung der Zahlungen im Rahmen der
Leistungsbilanz und eine moglichst baldige vollstindige
Liberalisierung des Kapitalverkehrs fordern; gefordert
werden soll auch die Verwendung des Euro als
Wihrung fur Vertrage und Verrechnungen im Mittel-
meerhandel;

unter Zugrundelegung der Erfahrungen mit den Trans-
europdischen Netzen (TEN) im Verkehrs-, Energie- und
Telekommunikationsbereich den Zusammenschluf von
Infrastrukturnetzen zwischen den Mittelmeerpartnern
sowie zwischen diesen und der EU unterstiitzen;

Politiken fordern, die der Rolle des Privatsektors und
der Forderung von kleinen und mittleren — insbeson-
dere exportorientierten — Unternehmen in den Mittel-
meer-Partnerldndern als einem der wirksamsten Mittel
der weitrdumigen Schaffung von Arbeitsplitzen mehr
Gewicht verleihen;
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17.

18.

19.

20.

21.

— dafuir Sorge tragen, daf§ das Ziel der Einfiithrung einer
Marktwirtschaft mit einer sozialen Komponente,
einschlieflich grundlegender arbeitsrechtlicher Normen
und der Forderung der Gleichstellung der Geschlechter,
angemessene Beriicksichtigung findet.

Die EU wird alle Partner zu einer WTO-Mitgliedschaft
unter angemessenen Bedingungen veranlassen.

Die EU wird fiir eine optimale Wirkung der finanziellen
Zusammenarbeit iiber den EU-Haushalt, insbesondere
durch MEDA, und die EIB mittels folgender Mafnahmen
Sorge tragen:

— Die Européische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten
werden ihre fiir die finanzielle Zusammenarbeit und
die Entwicklungszusammenarbeit bestimmten Strate-
gien, Programme und Mafinahmen zugunsten der
Mittelmeerpartner koordinieren und auch mit anderen
Gebern zusammenarbeiten, um die Kohirenz, die
Komplementaritdt und gegebenenfalls eine Kofinanzie-
rung sicherzustellen;

— die Europdische Union wird dem wirtschaftspolitischen
Dialog mit den Mittelmeerpartnern insbesondere
hinsichtlich der Programmierung von Finanzhilfe
intensivieren, um eine raschere wirtschaftliche Umstel-
lung, eine solide Haushalts- und Wihrungspolitik
sowie Strukturreformen zu fordern;

— die Kommission wird dafiir Sorge tragen, daf sonstige
Mittel des Gemeinschaftshaushalts, die zugunsten der
Mittelmeerpartner zur Verfiigung stehen, in kohirenter
Weise genutzt werden. Eine bessere Koordinierung mit
anderen einschligigen EU-Programmen (Fiinftes F & E-
Rahmenprogramm mit seiner Bestitigung der interna-
tionalen Rolle der Gemeinschaftsforschung in Verbin-
dung mit Partnern, Synergy, LIFE, Interreg III) wird
angestrebt.

Die EU wird eine bessere Integrierung der Wasserstrategien
und der Wasserbewirtschaftung in der Mittelmeerregion
fordern.

Umwelt

Die EU wird dafiir Sorge tragen, daf8 der Notwendigkeit
von Mafinahmen zur Forderung einer besseren Beriicksich-
tigung von Umweltbelangen im Hinblick auf Nachhaltig-
keit der wirtschaftlichen Entwicklung Rechnung getragen
wird.

Soziale und kulturelle Aspekte

Zusitzlich zur Zusammenarbeit im Rahmen der Europa-
Mittelmeer-Partnerschaft wird die EU

— alle erforderlichen Manahmen ergreifen, um die Betei-
ligung der Zivilgesellschaft sowie den weiteren Ausbau
des zwischenmenschlichen Austausches zwischen der
EU und den Mittelmeerpartnern zu erleichtern und zu
fordern. Die NRO werden darin bestdrkt werden, sich
an der Zusammenarbeit auf bilateraler und regionaler

Ebene zu beteiligen. Den Medien und Universititen
wird besondere Aufmerksamkeit zuteil;

— Bemithungen zur Forderung der Zusammenarbeit in
sozialen Fragen, einschliefSlich der Forderung der Chan-
cengleichheit von Mann und Frau, sowie zur Verstir-
kung des sozialen Dialogs unterstiitzen;

— zu Bemithungen anregen, die die Verbesserung der
allgemeinen und beruflichen Bildung zum Ziel haben,
insbesondere in bezug auf Jugendliche und Frauen
zwecks besserer Integration in die Arbeitsmirkte. In
diesem Zusammenhang soll durch den Austausch
bewihrter Praktiken, die Weitergabe von Know-how
und den Aufbau von Kapazititen die regionale Zusam-
menarbeit verbessert werden.

Justiz und Inneres

22. Aufbauend auf dem durch den Barcelona-Prozefl schon

Erreichten und im Anschluff an die Schluf8folgerungen des
Europiischen Rates (Tampere) wird die EU

— im Einklang mit der Genfer Fliichtlingskonvention und
anderen einschligigen Ubereinkiinften titig werden
und sich dafiir einsetzen, daf8 die betreffenden Rege-
lungen von den Mittelmeerpartnern uneingeschrinkt
eingehalten werden;

— die Moglichkeiten fiir eine Vereinfachung und
Beschleunigung der Visaerteilungsverfahren priifen;

— sich dafur einsetzen, daf Entsprechungen zwischen
Rechtssystemen unterschiedlicher Konzeption ermittelt
werden, so daff Einzelpersonen betreffende zivilrecht-
liche Probleme, wie Fragen des Erb-, Familien- und
Scheidungsrechts, gelost werden konnen;

— sich dafur einsetzen, dal die Rechtssysteme der Part-
nerldnder transparenter und berechenbarer werden, so
daf zu Auslandsinvestitionen ermutigt wird und recht-
mifige Migranten einen Anreiz erhalten, in Verbin-
dung mit ihren Herkunftslindern Tatigkeiten nachzu-
gehen, die einer gemeinsamen Entwicklung forderlich
sind;

— dafur Sorge tragen, dafl die fiir den Gewinntransfer
geltenden Regeln liberalisiert und Moglichkeiten fur
eine Vermeidung der Doppelbesteuerung ermittelt
werden, insbesondere fiir rechtmifSige Migranten und
Personen mit doppelter Staatsangehorigkeit;

— wirksame Kooperationsmechanismen zur Bekdmpfung
illegaler ~ Einwanderungsnetze, einschlieflich  des
Menschenhandels, entwickeln, unter anderem im Wege
von Riickiibernahmevereinbarungen in bezug auf
eigene Staatsangehorige, Drittstaatsangehorige und
Staatenlose;

— Gespriche mit dem Ziel der Schaffung moderner, wirk-
samer Grenzkontrollsysteme aufnehmen, bei denen
unter anderem der Zugang zu Ausbildungspro-
grammen und der Austausch von Beamten vorgesehen
wird;
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23.

24.

25.

— mit den Mittelmeerpartnern zusammenarbeiten, um in
der Migrationsfrage unter voller Beriicksichtigung der
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Realititen in
den Partnerlindern zu einer Losung zu gelangen;
Voraussetzungen hierfir wiren Bekdmpfung der
Armut, Verbesserung der Lebensbedingungen und
Beschiftigungsmaglichkeiten, Konfliktvorbeugung,
Konsolidierung demokratischer Staaten und Gewéhrlei-
stung der Achtung der Menschenrechte;

— ein gemeinsames Konzept erarbeiten, mit dem fiir
Staatsangehorige von Mittelmeerpartnern, die sich seit
einiger Zeit rechtmifig in einem Mitgliedstaat
aufhalten und eine langfristige Aufenthaltsgenehmi-
gung besitzen, die gesellschaftliche Integration sicher-
gestellt und in dem betreffenden Mitgliedstaat eine
Angleichung ihres Rechtsstatus an den Status von EU-
Biirgern angestrebt wird;

— mit den Mittelmeerpartnern Informationen und statisti-
sche Angaben zu den Migrationsstromen austauschen.

Die EU wird ihre Zusammenarbeit mit den Mittelmeerpart-
nern zur Bekdmpfung der organisierten Kriminalitit,
einschlieSlich des Drogenhandels und der Geldwische,
weiter ausbauen, insbesondere durch

— Unterstiitzung bei der Ausbildung von Angehérigen
der Justiz- und Strafverfolgungsbehorden mit beson-
derem Nachdruck auf der Unterrichtung iiber den
Besitzstand der Union im Bereich der organisierten
Kriminalitat;

— das Angebot der Zusammenarbeit mit den Mittelmeer-
partnern zwecks Entwicklung der erforderlichen recht-
lichen, institutionellen und justitiellen Rahmenbedin-
gungen fiir die effiziente Verfolgung der betreffenden
Straftaten sowie zwecks Entwicklung von Kooperati-
onsmechanismen zur Bekdmpfung grenziiberschrei-
tender Kriminalitit.

Die EU wird ihre Mittelmeerpartner auch weiterhin dazu
anhalten, den VN-Ubereinkommen zur Bekdmpfung des
internationalen Terrorismus beizutreten und dem Grund-
satz Folge zu leisten, dafl die Bekimpfung des Terrorismus
eindeutig auf den Grundsitzen des Volkerrechts und der
Achtung der Menschenrechte basieren muf3.

TEIL IV

INSTRUMENTE UND MITTEL
Allgemeine Bestimmungen

Diese Gemeinsame Strategie wird von den EU-Organen
und -Einrichtungen jeweils im Rahmen der ihnen durch
die Vertrdge zugewiesenen Befugnisse und gemifl den
anwendbaren Verfahren der Vertrige umgesetzt.

Hinsichtlich der unter die GASP der Union fallenden
Aspekte dieser Gemeinsamen Strategie unterstiitzt der
Generalsekretdr des Rates und Hohe Vertreter fiir die GASP
— seinerseits unterstiitzt durch den Sonderbeauftragten fiir
den Nah-Ost-Friedensprozeff — den Rat und den Vorsitz
bei ihrer Umsetzung sowie der auf ihrer Grundlage erlas-
senen Rechtsakte. Die Kommission wird dabei unbeschadet

26.

27.

28.

29.

30.

ihrer Befugnisse aufgrund des EG-Vertrags gemaf$ den Arti-
keln 18 und 27 des EU-Vertrags ohne Einschrinkungen
einbezogen.

Der Rat und die Kommission gewéhrleisten gemafl Artikel
3 des EU-Vertrags die Einheitlichkeit, Kohdrenz und Effek-
tivitit der von der Union getroffenen Maffnahmen. Durch
die Gewihrleistung einer moglichst grofen Kohirenz
zwischen den in den verschiedenen Instrumenten und
Tatigkeitsbereichen der Union einerseits und den Tétig-
keiten der Union sowie den Tatigkeiten ihrer Mitglied-
staaten andererseits wird die Effektivitit dieser Gemein-
samen Strategie optimiert. Die Union sorgt fur Komple-
mentaritit zwischen ihrer Mittelmeerpolitik und sonstigen
Politiken.

Die Mitgliedstaaten tragen zu den Zielen dieser Gemein-
samen Strategie bei, indem sie simtliche relevanten Instru-
mente und Mittel, die ithnen zur Verfugung stehen, ange-
messen und koordiniert einsetzen. Bestehende Vereinba-
rungen der Mitgliedstaaten, nach denen diese Staaten aner-
kennen oder iiber die Mitgliedschaft eines Staates in einer
internationalen Organisation oder die Aufrechterhaltung
und Ausgestaltung bilateraler diplomatischer und sonstiger
Beziehungen (z.B. bilaterale Beziehungen im politischen,
sportlichen oder kulturellen Bereich) entscheiden, bleiben
von dieser Gemeinsamen Strategie unberiihrt.

Rat, Kommission und Mitgliedstaaten

Der Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten

— tberpriifen entsprechend ihren Zustindigkeiten und
Moglichkeiten bestehende Aktionen, Programme,
Instrumente und Politiken auferhalb des Rahmens der
Barcelona-Erklirung und der zu ihrer Umsetzung
beschlossenen Rechtsakte auf ihre Kohdrenz mit dieser
Gemeinsamen Strategie hin und nehmen zum frithest-
moglichen Uberpriifungszeitpunkt die erforderlichen
Anpassungen vor, soweit Inkohdrenzen bestehen;

— nutzen umfassend und in geeigneter Weise die beste-
henden Instrumente und Mittel sowie alle einschligigen
Programme der EU und der Mitgliedstaaten und
erstellen zu diesem Zweck eine unverbindliche Uber-
sicht iiber die Ressourcen der Union, der Gemeinschaft
und der Mitgliedstaaten, mit denen diese Gemeinsame
Strategie durchgefithrt wird, und halten sie auf dem
laufenden.

Koordinierung

Die Mitgliedstaaten unternehmen zusitzliche Anstren-
gungen zur Koordinierung ihrer Maffnahmen gegeniiber
dem Mittelmeerraum, auch in regionalen und internatio-
nalen Organisationen wie dem Europarat, den Vereinten
Nationen, der OSZE und den internationalen Finanzinstitu-
tionen; bei dieser Koordinierung ist der Gemeinschaftszu-
standigkeit gebithrend Rechnung zu tragen.

Wirken Mitgliedstaaten in anderen Gremien mit, deren
Haupt- oder Nebenziel in Titigkeiten besteht, die den
Mittelmeerraum betreffen, so verhalten sie sich dabei in
einer Weise, die mit den Zielen dieser Gemeinsamen Stra-
tegie im Einklang steht.
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31. Die Vertreter der Mitgliedstaaten und der Kommission bei 34. Die Kommission wird im Rahmen ihrer Befugnisse dazu

32.

33.

den Mittelmeerpartnern tragen bei der Koordinierung ihrer
Tatigkeiten an Ort und Stelle dieser Gemeinsamen Stra-
tegie in vollem Umfang Rechnung.

Der Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten arbeiten
auf eine effektivere Zusammenarbeit mit regionalen und
internationalen Organisationen hin und streben die
Verwirklichung der Ziele dieser Gemeinsamen Strategie
gemeinsam mit anderen gleichgesinnten Lindern an.

Umsetzung und Uberpriifung

Der Europdische Rat fordert den Rat auf,

— zu gewdhrleisten, dafl jeder neue Vorsitz dem Rat im
Rahmen seines allgemeinen Programms Prioritdten fiir
die Umsetzung dieser Gemeinsamen Strategie unter-
breitet, die sich auf die in Teil II aufgefihrten Ziele
stiitzen und die in Teil IIl genannten Aktionsbereiche
gebithrend beriicksichtigen;

— die Titigkeit der Union im Rahmen dieser Gemein-
samen Strategie zu iberpriifen und zu bewerten und
dem Europiischen Rat mindestens jhrlich iber die
Fortschritte bei der Verwirklichung ihrer Ziele zu
berichten;

— die Lage im Mittelmeerraum und den Stand der Zusam-
menarbeit der Mittelmeerpartner bei der Umsetzung
dieser Gemeinsamen Strategie zu priifen und in seinem
Bericht an den Europiischen Rat eine Bewertung
vorzunehmen;

— erforderlichenfalls dem Europaischen Rat Empfeh-
lungen fiir Anderungen der Teile II und III dieser
Gemeinsamen Strategie zu unterbreiten.

35.

36.

37.

ihren Beitrag leisten.
Zusammenarbeit mit den Mittelmeerpartnern

Die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten werden
bei der Umsetzung dieser Gemeinsamen Strategie, insbe-
sondere im Wege der Assoziationsabkommen sowie im
Rahmen des Europa-Mittelmeer-Ausschusses fiir den
Barcelona-Prozefl eng mit den Mittelmeerpartnern zusam-
menarbeiten und dabei auch von diesen unterbreitete
Empfehlungen und Anliegen beriicksichtigen.

TEIL V

Geltungsdauer

Diese Gemeinsame Strategie gilt zundchst fir einen Zeit-
raum von vier Jahren ab dem Zeitpunkt ihrer Veroffentli-
chung. Sie kann auf Empfehlung des Rates durch den
Europiischen Rat verldngert, iiberpriift und gegebenenfalls
angepafst werden.

Veroffentlichung

Diese Gemeinsame Strategie wird im Amtsblatt veroffent-
licht.

Geschehen zu Santa Maria da Feira am 19. Juni 2000.

Im Namen des Europdischen Rates
Der Prisident

A. GUTERRES



22.7.2000

Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften

L183/11

Erklirung des Europdischen Rates zu der Gemeinsamen Strategie fiir den Mittelmeerraum

Der Rat beschliefSt mit qualifizierter Mehrheit, wenn er Gemeinsame Aktionen, Gemeinsame Standpunkte
und sonstige Beschliisse im Rahmen des Titels V des Vertrags iiber die Europiische Union (Gemeinsame
Auflen- und Sicherheitspolitik) auf der Grundlage der Gemeinsamen Strategie annimmt.

Rechtsakte, die nicht in den Geltungsbereich des Titels V des Vertrags iiber die Européische Union fallen,
werden weiterhin nach den entsprechenden BeschlufSfassungsverfahren angenommen, die in den einschli-
gigen Bestimmungen der Vertrige, einschlieSlich des Vertrags zur Griindung der Europdischen Gemein-
schaft und des Titels VI des Vertrags iiber die Europaische Union, vorgesehen sind.

Bei der Annahme der Gemeinsamen Strategie der Europaischen Union fiir den Mittelmeerraum bestitigt der
Europiische Rat, daf§ die Europdische Union die zunichst auf den Abschluf§ und sodann auf die Umsetzung
der Friedensabkommen gerichteten Anstrengungen der Parteien weiterhin unterstiitzen wird. Die Europi-
ische Union wird sich dabei auf die Grundsitze stiitzen, die in der vom Europaischen Rat im Mirz 1999 in
Berlin abgegebenen Erklirung enthalten sind.

Er fordert den Rat auf, mit Hilfe des Generalsekretirs/Hohen Vertreters fiir die GASP, dem hierbei der
EU-Sonderbeauftragte fiir den Friedensprozef zur Seite steht, und der Kommission Uberlegungen iiber die
Frage anzustellen, welchen Beitrag der Barcelona-Prozef zur Stabilitdt im Nahen Osten leisten kann, auf ein
deutlicheres Erscheinungsbild der Union hinzuwirken und konkrete Initiativen vorzuschlagen, die zur
Forderung der Entwicklung der Region in der Zeit nach einem Friedensschluf8 ergriffen werden kénnten. Zu
diesen Fragen wird dem Europiischen Rat ein Bericht unterbreitet.




L 183/12

Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften

22.7.2000

(Nicht verdffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

EUROPAISCHES PARLAMENT

RAT

KOMMISSION

GERICHTSHOF

RECHNUNGSHOF

WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

AUSSCHUSS DER REGIONEN

BESCHLUSS DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS, DES RATES, DER KOMMISSION, DES
GERICHTSHOFS, DES RECHNUNGSHOFS, DES WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSSES
UND DES AUSSCHUSSES DER REGIONEN

vom 20. Juli 2000

iiber den Aufbau und die Arbeitsweise des Amtes fiir amtliche Veré6ffentlichungen der Europi-
ischen Gemeinschaften

(2000/459(EG, EGKS, Euratom)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT,

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION,

DIE KOMMISSION,

DER GERICHTSHOF,

DER RECHNUNGSHOF,

DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS,

DER AUSSCHUSS DER REGIONEN —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europdische Union,

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Griindung der Europiischen
Gemeinschaft fir Kohle und Stahl,

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Atomgemeinschaft,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) Artikel 8 des Beschlusses der Vertreter der Regierungen
der Mitgliedstaaten vom 8. April 1965 iiber die vorldu-
fige Unterbringung bestimmter Organe und Dienststellen
der Gemeinschaften (') besagt, daf§ ein Amt fiir amtliche
Veroffentlichungen der Europidischen Gemeinschaften
(nachstehend ,das Amt“) in Luxemburg untergebracht
wird. Diese Bestimmung wurde durch den Beschluf8 69/
13/Euratom/EGKS/EWG (3,  gedndert durch  den
Beschlufl 80/443/EWG, Euratom, EGKS (%), umgesetzt.

() ABL 152 vom 13.7.1967, S. 18.
() ABL L 13 vom 18.1.1969, S. 19.
() ABL L 107 vom 25.4.1980, S. 44.
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(20  Die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der
Europiischen Gemeinschaften vom 21. Dezember
1977 (1), zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG,
EGKS, Euratom) Nr. 2779/98 des Rates (3, enthalt
besondere Bestimmungen fir die Arbeitsweise des
Amtes.

(3)  Eine Anpassung der das Amt betreffenden rechtlichen
Regelungen ist erforderlich, um die Veridnderungen bei
der Wahrnehmung der der Anstellungsbehérde iibertra-
genen Befugnisse zu berticksichtigen.

4 Im Verlagswesen haben sich beachtliche technische
Verinderungen ergeben, die in bezug auf die Arbeits-
weise des Amtes zu beriicksichtigen sind.

(5 Der BeschluR 69/13/Euratom, EGKS, EWG wurde in
wesentlichen Teilen gedndert. Bei weiteren Anderungen
ist im Interesse der Klarheit eine Neufassung des
Beschlusses erforderlich —

BESCHLIESSEN:

Artikel 1

Das ,Amt fur amtliche Veroffentlichungen der Europdischen
Gemeinschaften“ (nachstehend ,das Amt“) soll unter der
Verantwortung der Organe der Europiischen Gemeinschaften
und unter optimalen technischen und finanziellen Bedingungen
die Herausgabe, den Druck und die Verbreitung der Veroffentli-
chungen dieser Organe und ihrer Dienststellen gewahrleisten.

Artikel 2
In diesem Beschlufl bezeichnet:

1. ,Herausgabe“ die Herstellung und Verbreitung der Veroffent-
lichung in jedweder Form und Aufmachung im Wege
herkémmlicher und kiinftiger Verfahren,

2. ,Organe” das Europdische Parlament, den Rat, die Kommis-
sion, den Gerichtshof, den Rechnungshof, den Wirtschafts-
und Sozialausschuf und den Ausschufl der Regionen,

3. ,Institutionen und Einrichtungen“ die Institutionen und
Einrichtungen, die kraft der Vertrage bzw. auf deren Grund-
lage geschaffen wurden.

Artikel 3

(1) Das Amt gewdhrleistet in eigenem Betrieb oder durch
andere Unternchmen folgende Aufgaben:

a) die Herausgabe des ,Amtsblatts der Europdischen Gemein-
schaften” (nachstehend ,Amtsblatt);

b) die Herausgabe der tibrigen Veroffentlichungen der Organe
der Europiischen Gemeinschaften oder ihrer Dienststellen,
unbeschadet der Bestimmungen in den Absitzen 2 und 3;

¢) die Herausgabe der Veroffentlichungen der Institutionen
und Einrichtungen, sofern diese dies wiinschen.

(2) Die internen Veroffentlichungen kénnen von jedem
Organ selbst hergestellt und verbreitet werden.

() ABL L 356 vom 31.12.1977, S. 1.
() ABL L 347 vom 23.12.1998, S. 3.

(3)  Die Organe, Institutionen und Einrichtungen konnen in
Ausnahmefillen Veroffentlichungen ohne Einschaltung des
Amtes vornehmen, wenn dessen Einschaltung eine erhebliche
Kostensteigerung hervorrufen wiirde oder wenn es dem Amt
aus technischen Griinden nicht mdglich ist, eine dringende
Veroftentlichung sehr kurzfristig zu drucken und zu vertreiben.
In diesem Fall unterrichten sie unverziiglich das Direktorium.

(4)  Die Erfullung der Aufgaben des Amtes schliefit insbeson-
dere folgendes ein:

a) Zusammenstellung der zur Veroffentlichung bestimmten
Dokumente;

b) Vorbereitung und Uberpriifung der Texte und sonstigen
Elemente nach den Vorgaben der Organe, Institutionen und
Einrichtungen;

c) Erteilung von Druckauftrigen;

d) Druck von dringenden oder auflagenschwachen Veroffentli-
chungen;

e) Uberwachung der Arbeiten;

f) Qualititskontrolle;

g) finanzielle Uberwachung der Untervertrige;
h) Qualitits- und Quantititsabnahme;

i) Rechnungspriifung, einschlieflich ~ Ausstellung  von
Zahlungsanweisungen und Bescheinigungen entsprechend
der Haushaltsordnung;

j) Katalogisierung und Archivierung der Veroffentlichungen;
k) Vertriebsmanagement;

1) Durchfithrung der Verteilung.

Das Amt liefert den Organen, Institutionen und Einrichtungen
ferner alle fir die Herausgabe relevanten technischen, finan-
ziellen und kommerziellen Angaben und unterstiitzt sie bei der
Ausarbeitung der Rahmenvertrige.

(5)  Uber die Verdffentlichung entscheidet weiterhin
ausschlieflich das einzelne Organ, die einzelne Institution bzw.
die einzelne Einrichtung.

Artikel 4

(1) Es wird ein Direktorium des Amtes eingesetzt. Jedes
Organ verfiigt darin iiber je eine Stimme.

(2)  Das Direktorium tritt auf Initiative seines Prisidenten
oder auf Antrag eines Organs mindestens einmal pro Halbjahr
zusammern.

(3)  Das Direktorium faflt seine Beschliisse, falls nicht anders
bestimmt, mit einfacher Mehrheit. Unbeschadet des Artikels 3
Absatz 5 mufs ein mehrheitlicher Beschluf iiber die Veroffentli-
chung des Textes eines Organs mit der Stimme des betroffenen
Organs gefaflt werden.

Artikel 5

(1)  Das Direktorium iibt im gemeinsamen Interesse der
Organe folgende Befugnisse aus:
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a) es legt einstimmig die Vorschriften fiir die Tatigkeit des
Amtes fest;

b) es stellt einstimmig die Leitlinien fiir die allgemeine
Verkaufspolitik und den kostenlosen Vertrieb auf;

¢) es unterbreitet den Organen, Institutionen und Einrich-
tungen Vorschlige zur Erleichterung der Titigkeit des
Amtes;

d) es erstellt im Rahmen des Haushaltsverfahrens anhand eines
vom Direktor des Amtes erstellten Entwurfs einen Haus-
haltsvoranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Amtes,
den es der Kommission im Hinblick auf den Haushaltsvor-
anschlag der Einnahmen und Ausgaben der Kommission
tbermittelt; ebenso schldgt es der Kommission die Anpas-
sungen des Stellenplans des Amtes vor, die es fiir erforder-
lich hilg;

e) es legt die Art und Kosten zusitzlicher Leistungen fest, die
das Amt fir die Organe, Institutionen und Einrichtungen
gegen Entgelt erbringen kann;

f) es setzt die Art der Leistungen fest, fiir die das Amt Zulie-
ferer einschaltet;

g) es erstellt auf der Grundlage eines vom Direktor ausgearbei-
teten Entwurfs einen jahrlichen Geschiftsbericht, der sich
insbesondere — anhand der analytischen Buchhaltung —
auf alle Einnahmen- und Ausgabenposten erstreckt, welche
die vom Amt durchgefiihrten Arbeiten betreffen; vor dem 1.
Mai eines jeden Jahres {ibermittelt es den Organen den
Bericht iiber das vorhergehende Haushaltsjahr,

h) es nimmt unter den in Artikel 6 genannten Bedingungen an
der Ernennung bestimmter Beamter teil.

(2)  In bezug auf das Amtsblatt iibt das Direktorium insbe-
sondere folgende Befugnisse aus:

a) es wirkt bei den zustindigen Stellen der einzelnen Organe
auf den Erla der grundsitzlichen Entscheidungen hin, die
gemeinsam von allen das Amtsblatt benutzenden Organen
anzuwenden sind, und wacht iber die Ausfithrung der
getroffenen Entscheidungen;

b) es unterbreitet Verbesserungsvorschlige fiir die Gliederung
und Aufmachung des Amtsblatts;

¢) es macht den Organen Vorschlige, wie die Gestaltung der
zur Veroffentlichung bestimmten Texte harmonisiert
werden konnte;

d) es pruft die bei der laufenden Herausgabe des Amtsblatts
auftretenden Schwierigkeiten; es erteilt innerhalb des Amtes
die notwendigen Anweisungen zur Beseitigung dieser
Schwierigkeiten und richtet an die Organe entsprechende
Empfehlungen;

e) es beschliet einstimmig, ob und unter welchen Bedin-
gungen Veroffentlichungen, die nicht von den Organen
stammen, im Amtsblatt erfolgen kénnen. Diese Bestimmung
ist jedoch nicht anwendbar auf Veréffentlichungen, die in
Anwendung gemeinschaftlicher Bestimmungen im Amts-
blatt erfolgen;

f) es kann gemdfl Artikel 133 der Haushaltsordnung bei der
Kommission die Eroffnung eines Bankkontos fiir die
Verwaltung eines Betriebsfonds zur Finanzierung von
Leistungen beantragen, die fiir die Herausgabe des Amts-
blatts erforderlich sind und Zulieferern iibertragen wurden;

(3)  Das Direktorium gibt sich einstimmig eine Geschaftsord-
nung, die zuvor den Organen vorzulegen ist Es bestimmt aus
seinen Reihen einen Prisidenten.

Artikel 6

(1)  Die Befugnisse der Anstellungsbehorde werden in bezug
auf Beamte oder Bedienstete der Besoldungsgruppen A 1, A 2,
A3 und LA 3 von der Kommission zu den nachstehenden
Bedingungen ausgeiibt.

Die Kommission ernennt Beamte der Besoldungsgruppen A 1,
A 2, A 3 und LA 3 nur mit Befirwortung des Direktoriums. Im
Fall der Besoldungsgruppen A 1 und A 2 bedarf es der einstim-
migen Befiirwortung.

Das Direktorium wirkt an den Verfahren unmittelbar mit, die
der Ernennung von Beamten und Bediensteten der Besoldungs-
gruppen A1, A2, A3 und LA 3 gegebenenfalls vorausgehen;
dies gilt namentlich fiir Stellenausschreibungen, die Priifung
von Bewerbungen und die Ernennung von Priifungsaus-
schiissen fiir Auswahlverfahren.

(2)  Die Befugnisse der Anstellungsbehorde werden in bezug
auf die in Absatz 1 nicht genannten Beamten und Bediensteten
von der Kommission ausgeiibt. Sie kann diese Befugnisse dem
Direktor des Amtes iibertragen.

Bei den in Absatz 1 nicht genannten Beamten und Bediensteten
unterrichtet die Kommission, beziehungsweise der Direktor des
Amtes, sofern diesem die Ausitbung der Befugnisse der Anstel-
lungsbehorde iibertragen wurde, das Direktorium von den
Ernennungen, der Unterzeichnung der Vertrige, den Beforde-
rungen und der Einleitung von Disziplinarverfahren. Hat die
Kommission dem Direktor des Amtes in bezug auf diese
Beamten und Bediensteten die Ausiibung der Befugnisse der
Anstellungsbehorde nicht tibertragen, so fithrt die Kommission
die genannten Verfahren auf Vorschlag des Direktors durch.

(3)  Die Verwaltungsverfahren, die mit den in den Absitzen
1 und 2 genannten dienstrechtlichen Maffnahmen zusammen-
hidngen, sowie die laufende Personalverwaltung, vor allem in
bezug auf Altersversorgung, Krankenkasse, Arbeitsunfille,
Beziige und Urlaub, werden unter den gleichen Bedingungen
durchgefiihrt wie fiir die Bediensteten der Kommission, die in
Luxemburg dienstlich verwendet werden.

(4) Die Ausschreibungen fiir Stellen des Amtes werden
rechtzeitig bekanntgegeben, und zwar den Beamten aller
Organe der Gemeinschaften.

Artikel 7

(1) Die Ausgabemittel des Amtes, deren Gesamtbetrag bei
einer gesonderten Haushaltslinie des Einzelplans der Kommis-
sion eingesetzt werden, sind in einem Anhang zu diesem
Einzelplan im einzelnen aufgefiihrt.
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Dieser Anhang enthilt die Ausgaben- und Einnahmenansitze,
die in gleicher Weise wie die Einzelpline des Haushaltsplans
unterteilt werden.

(2)  Die dem Amt zugewiesenen Planstellen werden in einem
Anhang zum Stellenplan der Kommission aufgefiihrt.

(3)  Jedes Organ bleibt fiir die Mittel des Kapitels , Veroffentli-
chungen“ anweisungsbefugt. Die Kosten fiir die unentgeltliche
Verbreitung von Veréffentlichungen gehen jeweils zu Lasten
des betroffenen Organs bzw. der betroffenen Institution oder
Einrichtung. Das Direktorium legt die Einzelheiten der Zusam-
menarbeit in der Rechnungsfihrung zwischen dem Amt und
den Organen, Institutionen und Einrichtungen fest.

(4)  Die kostenpflichtigen Leistungen des Amtes werden zu
den vom Direktorium festgelegten Bedingungen in Rechnung
gestellt. Am Ende des Haushaltsjahres unterrichtet das Direkto-
rium die Haushaltsbehorde von der Aufschliisselung der im
Rahmen des Anhangs zur Haushaltsbehorde eingezogenen
Mittel.

(5) Das Amt unterhilt jeweils eine gesonderte Buchfithrung
fir den Verkauf des Amtsblatts und der Veroffentlichungen.
Der Nettoerlos aus dem Verkauf wird an die Organe, Institu-
tionen und Einrichtungen nach Ablauf des Haushaltsjahres
abgefiihrt.

Der Nettoerlos bezeichnet alle Rechnungsbetridge abziiglich
Verwaltungskosten, Einzugs- und Bankgebiihren.

Artikel 8

Der Direktor des Amtes ist unter der Aufsicht des Direktoriums
und im Rahmen von dessen Zustindigkeiten fiir das ordnungs-
gemdfle Funktionieren des Amtes verantwortlich. Er fithrt die
Sekretariatsgeschifte des Direktoriums, gibt diesem Rechen-
schaft iiber die Durchfithrung seiner Aufgaben und unterbreitet
ihm Vorschldge fur das ordnungsgemifle Funktionieren des
Amtes. Er ist der Dienstvorgesetzte des Personals des Amtes. Ist
der Direktor abwesend oder verhindert, so werden seine
Aufgaben abweichend von der Vertretungsregelung von einem
Beamten des Amtes wahrgenommen, den das Direktorium
beauftragt.

Artikel 9
Der Beschluf 69/13/Euratom/EGKS/EWG wird aufgehoben.

Die Verweisungen auf den aufgehobenen Beschluf gelten als
Verweisungen auf den vorliegenden Beschluf.

Geschehen zu Briissel und Luxemburg, den [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments
Die Prdsidentin
N. FONTAINE

Im Namen des Rates
Der Prisident

F. PARLY

Fiir die Kommission
Der Prisident
R. PRODI

Fiir den Gerichtshof
Der Prisident
G. C. RODRIGUEZ IGLESIAS

Fiir den Rechnungshof
Der Prsident
J. O. KARLSSON

Fiir den Wirtschafts- und Sozialausschuff
Die Prdsidentin
B. RANGONI MACHIAVELLI

Fiir den Ausschuf der Regionen
Der Prisident

J. CHABERT
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RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 17. Juli 2000

zur Anderung des Beschlusses 1999/311/EG iiber die Verabschiedung der dritten Phase des europa-
weiten Programms zur Zusammenarbeit im Hochschulbereich (Tempus III) (2000-2006)

(2000/460/EG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Mit dem Beschluf8 1999/311/EG () hat der Rat die dritte
Phase des europaweiten Programms zur Zusammenar-
beit im Hochschulbereich (Tempus III) (2000-2006)
verabschiedet.

(20  Das Programm betrifft die nichtassoziierten Linder
Mittel- und Osteuropas, die nach der Verordnung
(EWG) Nr. 3906/89 (°), (PHARE-Programm) oder dem
Programm, das an die Stelle von PHARE treten soll, als
forderungsberechtigt in bezug auf wirtschaftliche Hilfs-
mafinahmen eingestuft werden, sowie die Neuen Unab-
hingigen Staaten der ehemaligen Sowjetunion und die
Mongolei, die in der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 99/
2000 des Rates vom 29. Dezember 1999 diiber die
Unterstiitzung der Partnerstaaten in Osteuropa und
Mittelasien () (die an die Stelle des ehemaligen Tacis-
Programms tritt) erfafSt sind.

(3)  Die Fullnote zu Artikel 2 des Beschlusses 1999/311/EG
gibt an, dafl sich das Programm ,derzeit* in Albanien,
Bosnien-Herzegowina und die Ehemalige Jugoslawische
Republik Mazedonien richtet.

(1) Stellungnahme vom 14. Juni 2000 (noch nicht im Amtsblatt verof-
fentlicht).

() Stellungnahme vom 29. Mai 2000 (noch nicht im Amtsblatt verof-
fentlicht).

() Stellungnahme vom 14. Juni 2000 (noch nicht im Amtsblatt verof-
fentlicht).

() ABL. L 120 vom 8.5.1999, S. 30.

() ABL. L 375 vom 23.12.1989, S. 11. Verordnung zuletzt geindert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1266/1999 (ABL L 161 vom
20.6.1999, S. 68).

( ABL. L 12 vom 18.1.2000, S. 1.

(4)  Es ist wichtig, dal8 das Programm Tempus IIl in Zukunft
auf andere Linder der Region, insbesondere auf Kroa-
tien, ausgedehnt werden kann —

BESCHLIESST:

Artikel 1
Der Beschluf 1999/311/EG wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 2 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Tempus III betrifft die nichtassoziierten Linder Mittel- und
Osteuropas, die nach der Verordnung (EWG) Nr. 3906/89
(PHARE-Programm) oder dem Programm, das an die Stelle
von PHARE treten soll, als forderungsberechtigt in bezug
auf wirtschaftliche Hilfsmalnahmen eingestuft werden,
sowie die Neuen Unabhingigen Staaten der ehemaligen
Sowjetunion und die Mongolei, die in der Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 99/2000 (die an die Stelle des ehemaligen
Tacis-Programms tritt) erfalt sind. Diese Linder werden
nachstehend als forderungsberechtigte Lander* bezeichnet.”

2. Fulnote 1 am Seitenende entfillt.

Artikel 2

Dieser Beschluff wird am Tag seiner Veroffentlichung im Amts-
blatt der Europdischen Gemeinschaften wirksam.

Geschehen zu Briissel am 17. Juli 2000.

Im Namen des Rates
Der Prisident

L. FABIUS
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BESCHLUSS DES RATES
vom 17. Juli 2000
zur Ernennung eines spanischen stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2000/461EG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europidischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

gestiitzt auf den Beschluff 98/110/EG des Rates (') zur Ernennung der Mitglieder und der stellvertretenden
Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

in der Erwigung, daff durch den Riicktritt des stellvertretenden Mitglieds Herrn Juan Antonio Megias Garcia,
der dem Rat am 29. Juni 2000 zur Kenntnis gebracht wurde, der Sitz eines stellvertretenden Mitglieds des
Ausschusses der Regionen frei geworden ist,

auf Vorschlag der spanischen Regierung —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr José Ramén Bustillo Navia-Osorio wird als Nachfolger von Herrn Juan Antonio Megias Garcia fiir
dessen verbleibende Amtszeit, d.h. bis zum 25. Januar 2002, zum stellvertretenden Mitglied des
Ausschusses der Regionen ernannt.

Geschehen zu Briissel am 17. Juli 2000.

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. GLAVANY

() ABL L 28 vom 4.2.1998, S. 19.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 12. Juli 2000

zur Festlegung der Gesundheitsbescheinigung fiir die Einfuhr von Honigbienen/Bienenstdcken,
Koniginnen und Pflegebienen aus Drittlindern

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(2000) 1966)
(Text von Bedeutung fiir den EWR)

(2000/462[EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli
1992 iiber die tierseuchenrechtlichen Bedingungen fiir den
Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen in der
Gemeinschaft sowie fiir ihre Finfuhr in die Gemeinschaft,
soweit sie diesbeziiglich nicht den spezifischen Gemeinschafts-
regelungen nach Anhang A Abschnitt I der Richtlinie 90/
425[EWG unterliegen ('), zuletzt geindert durch die Entschei-
dung 95/176[EG (%), insbesondere auf die Artikel 17 und 18,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Gemif der Richtlinie 92/65[EWG ist festzulegen, aus
welchen Drittlandern die Mitgliedstaaten die Einfuhr von
Honigbienen/Bienenstocken bzw. Koniginnen (mit Pfle-
gebienen) in die Gemeinschaft zulassen. Die Einfuhrge-
nehmigung gilt uneingeschrinkt fur alle Drittlinder.

(2)  Gemifl der Richtlinie 92/65[EWG ist die Einfuhr von
Honigbienen/Bienenstocken bzw. Koniginnen (mit Pfle-
gebienen) in die Gemeinschaft an die Vorlage einer
Gesundheitsbescheinigung gebunden.

(3)  Bei Auftreten neuer oder exotischer Krankheiten sind
erforderlichenfalls ~ weitere ~ Schutzmafinahmen zu
ergreifen.

4 In der Richtlinie 96/93/EWG des Rates (%) sind die Krite-
rien enthalten, die die genannten Bescheinigungen im
Hinblick auf ihre Gltigkeit und zur Betrugsverhiitung
erfiilllen mussen. Es sollte sichergestellt werden, daf die
von Bescheinigungsbefugten in Drittlindern ange-
wandten Vorschriften und Grundregeln den Vorschriften

() ABL L 268 vom 14.9.1992, S. 52.
() ABL L 117 vom 24.5.1995, S. 23.
() ABL L 13 vom 16.1.1997, S. 18.

und Grundregeln der genannten Richtlinie zumindest
gleichwertig sind.

(5> Da es sich um eine neue Bescheinigungsregelung
handelt, sollte ein bestimmer Zeitraum fiir ihre Anwen-
dung vorgesehen werden.

(6)  Die in dieser Entscheidung vorgesechenen Mafnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Veterinar-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten genehmigen die Einfuhr von Honigbienen
(Apis mellifera)/Bienenstocken, bzw. Koniginnen und Pflege-
bienen aus Drittlindern, sofern die in der Gesundheitsbe-
scheinigung, die nach dem Muster im Anhang zu dieser
Entscheidung auszustellen ist, festgelegten Garantieanforde-
rungen erfiillt sind.

Artikel 2
Diese Entscheidung gilt ab 1. November 2000.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Briissel, den 12. Juli 2000

Fiir die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

MUSTER DER GESUNDHEITSBESCHEINIGUNG FUR HONIGBIENEN/BIENENSTOCKE, KONIGINNEN UND
PFLEGEBIENEN, DIE ZUM VERSAND IN DIE EUROPAISCHE GEMEINSCHAFT BESTIMMT SIND

Hinweis fiir den Einfiihrer: Diese Bescheinigung ist nur fiir Veterindrzwecke bestimmt und muf die Sendung bis zur
Ankunft an der Grenzkontrollstelle begleiten.

1. Versender (Name und vollstindige Anschrift) GESUNDHEITSBESCHEINIGUNG

Original ()

2. Herkunftsland

3. Empfinger (Name und vollstindige Anschrift) 4. ZUSTANDIGE BEHORDE

5. Anschrift

— des Herkunftsbetriebs

— des Bestimmungsbetriebs

6. Verladeort

7. Transportmittel ()

9. Anzahl Honigbienen/Bienenstocke bzw. Koniginnen (mit Pflegebienen) ()

10. Identifizierung der Partie

(") Fiir jede Sendung ist eine separate Bescheinigung vorzulegen und eine Abschrift des Originals muf die Sendung bis zum vorgesehenen
Endbestimmungsort begleiten; jede Bescheinigung hat eine Giiltigkeitsdauer von zehn Tagen.

() Zulassungsnummer des Fahrzeugs bzw. Containers und gegebenenfalls Plombennummer angeben.

() Nichtzutreffendes streichen.
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11. BESCHEINIGUNG (')

Der Unterzeichnete, Beamter der zustindigen Behorde, bescheinigt folgendes:

1. Die vorstehend beschriebenen Honinbienen (Apis mellifera)/Bienenstocke bzw. Koniginnen und Pflegebienen
erfiillen folgende Anforderungen:

a) Sie stammen aus einem von der zustindigen Behorde iiberwachten und kontrollierten Imkereibetrieb.

b) Sie stammen aus einem Gebiet, das nicht wegen Ausbruch bosartiger Faulbrut gesperrt ist. Die Sperrfrist
betrdgt mindestens 30 Tage nach Feststellung des letzten Falls und dem Zeitpunkt, zu dem alle Bienenstocke
in einem Umkreis von 3 km von der zustindigen Behorde kontrolliert und alle befallenen Bienenstocke
verbrannt bzw. behandelt und anschlieend von der zustindigen Behorde inspiziert und nicht beanstandet
worden sind.

¢) Die Bienen wohnen in bzw. stammen aus Bienenstocken, von denen in den letzten 30 Tagen Warenproben
entnommen und entsprechend dem OIE-Handbuch fiir Diagnosemethoden mit Negativbefund auf bosartige
Faulbrut untersucht worden sind.

d) Die Bienen sint heute untersucht und fiir frei von klinischen Symptomen bzw. verdichtigen Anzeichen
befunden worden, die auf Vorliegen einer Krankheit oder Schidlingsbefall schliefen lassen.

2. Das Verpackungsmaterial und die Begleitprodukte stammen direkt aus dem ausfithrenden Imkereibetrieb und sind
weder mit infizierten Bienen oder Brutwaben noch mit anderen kontaminierten oder betriebsfremden Erzeug-
nissen oder Ausriistungen in Berithrung gekommen.

Ausgestellt in ... AITL oottt

(Unterschrift des zustindigen Beamten) (3

Amtssiegel ()

(Name in Grofbuchstaben, Titel und Amtsbezeichnung des Unterzeichneten)

() Innerhalb von 24 Stunden nach dem Verladen ausfiillen.
(3) Siegel und Unterschrift miissen sich farblich von der Druckfarbe der Bescheinigung absetzen.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 17. Juli 2000

iiber die grundsitzliche Anerkennung der Vollstindigkeit der Unterlagen, die zur eingehenden

Priifung im Hinblick auf eine mogliche Aufnahme von MKH 65 61 (Propoxycarbazon-Natrium) in

Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmit-
teln eingereicht wurden

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(2000) 2006)

(2000/463EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ('),
zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2000/10/EG der Kommis-
sion (%), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Mit der Richtlinie 91/414/EWG, nachstehend ,die Richt-
linie“ genannt, wurde die Aufstellung einer Liste von in
der Gemeinschaft zulissigen Wirkstoffen in Pflanzen-
schutzmitteln vorgesehen.

(2)  Die Bayer AG hat bei den deutschen Behorden am 25.
Januar 2000 Unterlagen tiber den Wirkstoff MKH 65 61
(Propoxycarbazon-Natrium) eingereicht.

(3)  Die genannten Behorden haben die Kommission iiber
die Ergebnisse einer ersten Vollstindigkeitspriifung der
Unterlagen hinsichtlich der an die Daten und Informa-
tionen gestellten Anforderungen gemifl Anhang II sowie
— fiir mindestens eines der den betreffenden Wirkstoff
enthaltenden Pflanzenschutzmittel — hinsichtlich derje-
nigen gemdf Anhang I der Richtlinie unterrichtet.
Daraufhin hat der Antragsteller der Kommission und
den anderen Mitgliedstaaten seine Unterlagen gemifl
Artikel 6 Absatz 2 tbermittelt.

(4)  Die Unterlagen tiber MKH 65 61 (Propoxycarbazon-
Natrium) wurden am 10. Mirz 2000 an den Stindigen
Auschuf} fiir Pflanzenschutz weitergeleitet.

(5) GemifR Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie ist auf Gemein-
schaftsebene festzustellen, ob die Unterlagen grundsitz-
lich die an die Daten und Informationen gestellten
Anforderungen von Anhang II und — fiir mindestens
ein den betreffenden Wirkstoff enthaltendes Pflanzen-
schutzmittel — diejenigen von Anhang III der Richtlinie
erfiillen.

(6)  Dies ist notwendig, um eine eingehende Priifung der
Unterlagen zu erlauben. Dariiber hinaus soll den
Mitgliedstaaten hiermit die Moglichkeit gegeben werden,
fiir Pflanzenschutzmittel mit dem betreffenden Wirkstoff
eine vorliufige Zulassung zu erteilen, sofern die Bedin-

() ABL L 230 vom 19.8.1991, S. 1.
() ABL L 57 vom 2.3.2000, S. 28.

gungen von Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie erfiillt
werden, insbesondere die Bedingung, eine eingehende
Beurteilung des Wirkstoffs und des Pflanzenschutzmit-
tels im Hinblick auf die Anforderungen der Richtlinie
vorzunehmen.

(7)  Der Antragsteller kann unbeschadet dieser Entscheidung
aufgefordert werden, weitere Daten oder Informationen
vorzulegen, um bestimmte Fragen beziiglich der Unter-
lagen zu kliren. Die Aufforderung des berichterstat-
tenden Mitgliedstaats, weitere Daten zur Erlduterung der
Unterlagen einzureichen, hat keine Auswirkungen auf
die Frist fur die Vorlage des Berichts gemifd dem Erwi-
gungsgrund 9.

(8)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben verein-
bart, daff Deutschland eine eingehende Priifung der
Unterlagen iber MKH 6561 (Propoxycarbazon-
Natrium) vornehmen wird.

(9)  Deutschland iibermittelt baldmaoglichst, —spitestens
jedoch innerhalb eines Jahres ab dem Zeitpunkt der
Veroffentlichung dieser Entscheidung, die SchlufSfolge-
rungen seiner Priffungen mit Empfehlungen zur
Aufnahme bzw. Nichtaufnahme und den diesbeziigli-
chen Bedingungen.

(10) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Mafinahmen
entsprechen  der  Stellungnahme des  Stindigen
Ausschusses fiir Pflanzenschutz —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Unter Beriicksichtigung der vorgeschlagenen Verwendungen
erfillen die folgenden Unterlagen grundsitzlich die an die
Daten und Informationen gestellten Anforderungen von
Anhang II und — fur mindestens ein Pflanzenschutzmittel, das
diesen Wirkstoff enthdlt — diejenigen von Anhang III der
Richtlinie:

die von der Bayer AG bei der Kommission und den
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Aufnahme des Wirk-
stoffs MKH 65 61 (Propoxycarbazon-Natrium) in Anhang I
der Richtlinie 91/414/EWG eingereichten Unterlagen, die
am 10. Mdrz 2000 an den Stindigen Ausschuf fir Pflan-
zenschutz weitergeleitet wurden.
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Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Briissel, den 17. Juli 2000

Fiir die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission




	Inhalt
	Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 20. Juli2000 zur zeitlich begrenzten Aussetzung von Artikel 4 desGemeinsamen Standpunktes 1999/318/GASP betreffend zusätzlicherestriktive Maßnahmen gegen die Bundesrepublik Jugoslawien und zurAufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2000/176/GASP
	Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 20. Juli2000 betreffend ein Einfuhrverbot für Rohdiamanten aus SierraLeone
	Gemeinsame Aktion des Rates vom 20. Juli 2000betreffend einen Beitrag der Europäischen Union zur Stärkung derFähigkeit der georgischen Behörden, die OSZE-Beobachtermission ander Grenze der Republik Georgien mit der Tschetschenischen Republikder Russischen Föderation zu unterstützen und zu schützen
	Beschluß des Rates vom 20. Juli 2000 zurDurchführung des Gemeinsamen Standpunkts 1999/691/GASP betreffenddie Unterstützung für die demokratischen Kräfte in derBundesrepublik Jugoslawien
	Gemeinsame Strategie des Europäischen Rates vom19. Juni 2000 für den Mittelmeerraum
	Erklärung des Europäischen Rates zu derGemeinsamen Strategie für den Mittelmeerraum
	Beschluß des Europäischen Parlaments, desRates, der Kommission, des Gerichtshofs, des Rechnungshofs, desWirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionenvom 20. Juli 2000 über den Aufbau und die Arbeitsweise des Amtesfür amtliche Veröffentlichungen der EuropäischenGemeinschaften
	Beschluß des Rates vom 17. Juli 2000 zurÄnderung des Beschlusses 1999/311/EG über die Verabschiedung derdritten Phase des europaweiten Programms zur Zusammenarbeit imHochschulbereich (Tempus III) (2000-2006)
	Beschluß des Rates vom 17. Juli 2000 zurErnennung eines spanischen stellvertretenden Mitglieds desAusschusses der Regionen
	Entscheidung der Kommission vom 12. Juli 2000zur Festlegung der Gesundheitsbescheinigung für die Einfuhr vonHonigbienen/Bienenstöcken, Königinnen und Pflegebienen ausDrittländern (Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(2000)1966) (1)
	Entscheidung der Kommission vom 17. Juli 2000über die grundsätzliche Anerkennung der Vollständigkeit derUnterlagen, die zur eingehenden Prüfung im Hinblick auf einemögliche Aufnahme von MKH 65 61 (Propoxycarbazon-Natrium) in AnhangI der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen vonPflanzenschutzmitteln eingereicht wurden (Bekanntgegeben unterAktenzeichen K(2000) 2006)

